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Das Insolvenzrecht 1. Teil
1. Teil: Das Insolvenzrecht

1. Abschnitt: Zweck und Begriff des Insolvenzverfahrens
1Am 01.01.1999 ist die Insolvenzordnung in Kraft getreten. Sie beseitigt die Dualität von

Konkurs- und Vergleichsordnung in den alten Bundesländern durch ein einheitliches In-
solvenzverfahren und stellt die innerdeutsche Rechtseinheit wieder her, indem sie diese
mit der Gesamtvollstreckungsordnung der neuen Bundesländer in sich vereint.1

Nach Art. 5 des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes vom 18.10.2008 wurde mit dem
§ 19 Abs. 2 InsO n.F. – befristet bis zum 31.12.2010, durch Art. 1 des Gesetzes zur Erleich-
terung der Sanierung von Unternehmen vom 24.09.2009 bis zum 31.12.2013 verlängert
und aufgrund Gesetzes vom 05.12.2012 nunmehr unbefristet – wieder an den sog. zwei-
stufigen modifizierten Überschuldungsbegriff angeknüpft, wie er vom BGH2 bis zum In-
krafttreten der InsO vertreten wurde.

Das am 01.11.2008 in Kraft getretene Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und
zur Bekämpfung von Missbräuchen hat insbesondere aufgrund der Reform des Kapital-
ersatzrechts erhebliche Änderungen der Insolvenzordnung herbeigeführt.

Am 01.03.2012 ist das Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unterneh-
men (ESUG) sowie am 01.07.2014 das Gesetz zur Verkürzung des Restschuldbefreiungs-
verfahrens und zur Stärkung der Gläubigerrechte in Kraft getreten.

Weiterhin ist am 05.04.2017 das Gesetz zur Verbesserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung und nach dem Anfechtungsgesetz sowie am
26.06.2017 die europäische Insolvenzordnung (EuInsVO) in Kraft getreten. Das Gesetz
zur Erleichterung der Bewältigung von Konzerninsolvenzen vom 13.04.2017 trat am
21.04.2018 in Kraft.3 Die Umsetzung der Europäischen Restrukturierungsrichtlinie RL
(EU) 2019/1023 vom 26.06.2019 ist mit dem Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs-
und Insolvenzrecht (SanInsFoG) und dem Unternehmensstabilisierungs- und Restruktu-
rierungsgesetz (StaRUG) vom 22.12.2020, in Kraft getreten am 01.01.2022, erfolgt. Mit
dem am 30.12.2020 in Kraft getretenen Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuld-
befreiungsverfahrens ist die Abtretungsperiode von sechs auf drei Jahre verkürzt. Am
17.07.2024 ist das Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Justiz vom 16.07. 2024 in Kraft
getreten.

Das am 01.01.2024 in Kraft getretene Gesetz zur Modernisierung des Personengesell-
schaftsrechts (MoPeG) vom 10.8.2021 eröffnet u.a. nach § 179 S. 1 Nr. 1 HGB im Falle der
sog. Simultaninsolvenz der GmbH und Co. KG die Möglichkeit einer Eigensanierung,
„sog. Rechtsträgersanierung“.

Im Gegensatz zur Einzelzwangsvollstreckung der ZPO dient das Insolvenzverfahren
nicht der Befriedigung eines Gläubigers, sondern führt zu einer Gesamtbereinigung
aller Schulden durch gleichmäßige Befriedigung aller persönlichen Gläubiger aus dem
Vermögen des Insolvenzschuldners, sog. „Gesamtvollstreckung“.

1 Vgl. zu den Reformzielen Graf/Schlicker ZIP 2002, 1166 ff.
2 BGHZ 119, 201, 214.
3 BGBl. I S. 866.
1
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Dieses Ziel wird dadurch erreicht, dass bei Unzulänglichkeit des Schuldnervermögens
zur Befriedigung aller Gläubiger das Prioritätsprinzip der Einzelzwangsvollstreckung,
vgl. insbesondere § 804 Abs. 3 ZPO, ersetzt wird durch das Prinzip der gleichmäßigen,
quotenmäßigen Befriedigung aller persönlichen Gläubiger, sog. „Verlustgemeinschaft
der Gläubiger“, unabhängig davon, ob die Forderung tituliert ist oder nicht und wann
sie entstanden ist.

Während die Einzelzwangsvollstreckung auf der Initiative des einzelnen Gläubigers be-
ruht, wird das Insolvenzverfahren durch die Gläubigergemeinschaft selbst – d.h. durch
deren Organe, die Gläubigerversammlung, §§ 74–79 InsO, und den Gläubigerausschuss,
§§ 67–73 InsO – bzw. durch den Insolvenzverwalter „als zentrale Figur des Insolvenzver-
fahrens“, §§ 56–66 InsO, durchgeführt, und zwar unter Aufsicht des Insolvenzgerichts,
§ 58 Abs. 1 InsO.

2 Die Befriedigung der Gläubiger erfolgt durch Verwertung des Schuldnervermögens,
wofür gleichrangig drei Wege zur Verfügung stehen:

1. Liquidation des Vermögens und Verteilung des Erlöses;

2. Sanierung des Unternehmens und Erwirtschaftung von Gewinnen, die an die Gläubi-
ger verteilt werden – sog. „investive Verwertung“;

3. Übertragende Sanierung, bei der das Unternehmen (oder selbstständige Teile davon)
an Dritte übertragen und der Kaufpreis an die Gläubiger verteilt wird – sog. sanierende
Liquidation.

2. Abschnitt: Das Insolvenzeröffnungsverfahren

A. Die Voraussetzungen der Eröffnung

Fall 1: 

Das Amtsgericht A (Insolvenzgericht) hat auf Antrag des Gläubigers G das Insolvenz-
verfahren über das Vermögen des Schuldners S durch Beschluss eröffnet.

I. Das Insolvenzverfahren über das Vermögen des/der … wird heute, den …, 12.00 Uhr, eröffnet
(§ 27 Abs. 2 Nr. 1, 3, Abs. 3 InsO).

II. Zum Insolvenzverwalter wird ernannt … (§ 27 Abs. 2 Nr. 2 InsO).

III. Die erste Gläubigerversammlung zur Beschlussfassung über den Fortgang des Insolvenzverfah-
rens auf der Grundlage eines Berichts des Verwalters wird bestimmt auf … (§§ 29 Abs. 1 Nr. 1,
156 InsO).

IV. 1. Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Forderungen bis zum . . . beim Verwalter anzumelden
(§§ 28 Abs. 1, 174 InsO).

2. Sie haben dem Verwalter unverzüglich mitzuteilen, welche Sicherungsrechte sie an beweg-
lichen Sachen oder Rechten des Schuldners in Anspruch nehmen. Der Gegenstand, an dem
das Sicherungsrecht beansprucht wird, die Art und der Entstehungsgrund des Sicherungs-
rechts sowie die gesicherte Forderung sind zu bezeichnen (§ 28 Abs. 2 InsO).

V. Prüfungstermin der Gläubigerversammlung über die angemeldeten Forderungen wird be-
stimmt auf … (§§ 29 Abs. 1 Nr. 2, 176, 177 InsO).
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3A. Zulässigkeit der sofortigen Beschwerde

I. Statthaftigkeit

Gemäß §§ 6 Abs. 1, 34 Abs. 2 InsO, § 567 Abs. 1 Nr. 1 ZPO ist die sofortige Beschwerde
des Schuldners gegen die Eröffnung des Insolvenzverfahrens statthaft. Sie hat keine
aufschiebende Wirkung, § 4 InsO i.V.m. §§ 567 Abs. 1, 570 Abs. 1 ZPO. Diese kann aber
gemäß § 570 Abs. 2 u. 3 ZPO ausdrücklich angeordnet werden.4

II. Zuständigkeit

Zuständig ist das Landgericht als Beschwerdegericht, § 4 InsO i.V.m. § 569 Abs. 1 ZPO.
Das Insolvenzgericht kann gemäß §§ 567 Abs. 1, 572 Abs. 1 ZPO der Beschwerde abhelfen.

III. Allgemeine Prozessvoraussetzungen

Die allgemeinen Prozessvoraussetzungen, insbesondere die Partei- und Prozessfähig-
keit sowie die Prozessvollmacht, vgl. aber § 88 Abs. 2 ZPO, müssen gegeben sein.

IV. Form

Die sofortige Beschwerde kann, auch in nicht dringenden Fällen, schriftlich oder zu Pro-
tokoll der Geschäftsstelle bei dem Beschwerdegericht eingelegt werden, § 4 InsO i.V.m.
§§ 569 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 u. 3, 567 Abs. 1 ZPO.

V. Frist

Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen einzulegen, § 4
InsO i.V.m. § 569 Abs. 1 S. 1 ZPO. Diese beginnt gemäß §§ 6 Abs. 2, 30 Abs. 1 S. 1, 9 Abs. 3
InsO mit der Wirksamkeit der öffentlichen Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlus-
ses,5 also mit Ablauf des zweiten Tages nach der Veröffentlichung, § 9 Abs. 1 S. 3 InsO,
dagegen nicht mit der Zustellung des Eröffnungsbeschlusses an den Insolvenzschuldner.
Nach Ablauf dieser Notfrist ist die sofortige Beschwerde nur nach Maßgabe des § 4 InsO
i.V.m. § 569 Abs. 1 S. 3 ZPO, d.h. bei Vorliegen der Voraussetzungen einer Nichtigkeits-
oder Restitutionsklage6 zulässig.

VI. Beschwerdebefugnis

Nur der Insolvenzschuldner kann den Beschluss, durch den das Insolvenzverfahren über
sein Vermögen eröffnet wurde, mit der sofortigen Beschwerde anfechten, § 34 Abs. 2
InsO.7 

VI. Alle Personen, die eine zur Masse gehörige Sache im Besitz haben oder zur Masse etwas schuldig
sind, werden aufgefordert, nicht mehr an den Schuldner zu leisten, sondern an den Verwalter
(§ 28 Abs. 3 InsO).“

Gegen diesen Beschluss legt S sofortige Beschwerde bei dem Amtsgericht A mit der
Begründung ein, dass G zwischenzeitlich befriedigt worden sei.

4 Thomas/Putzo § 570 Rn. 2, 3; Pape NJW 2001, 23 ff.
5 Holzer ZIP 2008, 391 ff.
6 Zöller/Heßler § 569 Rn. 6b und 6d m.w.N.
7 Hess/Pape Rn. 180.
3
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Die Begrenzung des Rechtsmittels der sofortigen Beschwerde auf die Person des Schuldners verstößt
nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG.8

Gegen die Zulässigkeit der sofortigen Beschwerde des S bestehen keine Bedenken.

B. Begründetheit der sofortigen Beschwerde

4 Die sofortige Beschwerde ist begründet, wenn das Insolvenzgericht die Voraussetzun-
gen für den Erlass des Eröffnungsbeschlusses zu Unrecht angenommen hat, wobei ge-
mäß § 4 InsO i.V.m. § 571 ZPO auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Beschwerdege-
richts abzustellen ist.9

Es sind somit die Voraussetzungen für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu prüfen.

5 I. Zulässigkeit des Insolvenzantrags

1. Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens, § 13 Abs. 1 S. 1 InsO

Das Insolvenzverfahren wird nicht von Amts wegen, sondern nur auf Antrag, der schrift-
lich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle oder des Rechtspflegers gestellt werden muss,
§ 4 InsO i.V.m. § 496 ZPO, § 24 Abs. 2 RPflG, eröffnet.

Antragsberechtigt sind:

n jeder (künftige) Insolvenzgläubiger, §§ 13 Abs. 1 S. 2, 14 InsO

n der (künftige) Insolvenzschuldner, § 13 Abs. 1 S. 2 InsO, bei Prozessunfähigkeit sein
gesetzlicher Vertreter, Nachlasspfleger;10

Nach § 13 Abs. 1 S. 3 InsO ist dem Antrag des Schuldners generell ein Verzeichnis
der Gläubiger und ihrer Forderungen beizufügen. Bei laufendem Geschäftsbetrieb
sind fakultativ nach § 13 Abs. 1 S. 4 Nr. 1–5 InsO die dort bezeichneten Forderungen
kenntlich zu machen, nach Abs. 1 S. 5 sind die Angaben zur Bilanzsumme, zu den Um-
satzerlösen und zur durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer des vorangegange-
nen Geschäftsjahres zwingend, vgl. dazu §§ 21 Abs. 2 Nr. 1a, 22a InsO. Nach Abs. 1
S. 6 sind die Angaben nach S. 4 weiterhin zwingend, wenn der Schuldner Eigenver-
waltung beantragt hat, die Voraussetzungen des § 22a Abs. 1 Nr. 1–3 InsO vorlie-
gen oder die Einsetzung eines vorläufigen Gläubigerausschusses im Eröffnungs-
verfahren beantragt wird.11

n Zum Antragsrecht bei juristischen Personen und Gesellschaften ohne Rechtsper-
sönlichkeit vgl. § 15 InsO (Antragsrecht des einzelnen Vorstandsmitgliedes zur Stel-
lung eines Insolvenzantrags auch bei Gesamtvertretung;12 Antragsrecht des Ge-
schäftsführers einer insolventen Komplementär-GmbH hinsichtlich der KG).13

n Zur Antragspflicht bei juristischen Personen im Falle der Zahlungsunfähigkeit oder
Überschuldung vgl. § 15a Abs. 1 InsO.14

8 BVerfG NJW 1990, 1902.
9 BGH ZIP 2008, 2285; 1034, 1035; Zöller/Heßler § 571 Rn. 2.

10 BGH ZIP 2007, 1868.
11 AG Hannover ZInsO 2015, 1693; AG Hamburg ZInsO 2013, 134; Marotzke Der Betrieb 2012, 560 ff., 617 ff.
12 AG Göttingen ZIP 2011, 394.
13 AG Dresden ZIP 2003, 3151 ff.
14 Schmidt ZInsO 2014, 2325 ff.; Cymutta BB 2012, 3151 ff.
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Das Insolvenzeröffnungsverfahren 2. Abschnitt
Das Eröffnungsverfahren

I. Voraussetzungen der Eröffnung des Insolvenzverfahrens
1. Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens, § 13 Abs. 1 S. 1 InsO

Antragsberechtigt sind
a) der Schuldner, § 13 Abs. 1 S. 2 InsO; bei jur. Personen und Gesellschaften ohne Rechts-

persönlichkeit vgl. § 15 InsO; vgl. auch § 15a InsO zur Antragspflicht;
b) der Insolvenzgläubiger, § 13 Abs. 1 S. 2 InsO.

2. Allgemeine Verfahrensvoraussetzungen
a) Zuständigkeit: Sachliche und örtliche Zuständigkeit sind ausschließlich, §§ 2 Abs. 1, 

3 Abs. 1 InsO.
b) Insolvenzfähigkeit: Insolvenzfähig sind alle natürl. und jur. Personen (§ 11 Abs. 1 S. 1 

InsO), der nicht rechtsfähige Verein (§ 11 Abs. 1 S. 2 InsO) und Gesellschaften ohne 
Rechtspersönlichkeit (§ 11 Abs. 2 InsO).

c) Rechtsschutzinteresse: Es besteht grundsätzlich aufgrund der Gläubigereigenschaft des 
Antragstellers (Ausnahme: Verfolgung insolvenzfremder Zwecke).

3. Insolvenzgrund
a) Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Schuldner nicht in der Lage ist, die fälligen 

Zahlungspflichten zu erfüllen, § 17 Abs. 2 S. 1 InsO (nicht: bloße Zahlungsstockung).
b) Drohende Zahlungsunfähigkeit ist gegeben, wenn der Schuldner voraussichtlich nicht 

in der Lage sein wird, die bestehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Fälligkeit zu 
erfüllen, § 18 Abs. 2 InsO.

c) Überschuldung liegt vor, wenn Passiva die Aktiva übersteigen, es sei denn, die Fort-
führung des Unternehmens ist nach den Umständen überwiegend wahrscheinlich, 
§ 19 Abs. 2 S. 1 InsO.

4. Keine Insolvenzeröffnung
a) Abweisung mangels Masse, § 26 Abs. 1 S. 1 InsO
b) Vollstreckungsschutz, § 4 InsO i.V.m. § 765a ZPO (str.)

II. Sicherungsmaßnahmen
1. Allgemeines Verfügungsverbot, § 21 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 InsO

a) Voraussetzungen: Das allgemeine Verfügungsverbot ist nach Eingang des Antrags des 
Schuldners oder bei Zulässigkeit des Antrags des Insolvenzgläubigers auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens zulässig und gilt bis zur Entscheidung über den Antrag. Streitig, ob 
bereits mit seinem Erlass oder erst mit der Zustellung an den Schuldner wirksam.

b) Wirkungen: Verfügungen des Schuldners sind gemäß § 24 Abs. 1 i.V.m. § 81 InsO abso-
lut unwirksam.

2. Untersagung/einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung, § 21 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 InsO
3. Verbot der Herausgabe von Gegenständen, die mit Aus- oder Absonderungsrechten be-

lastet sind, § 21 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 InsO
4. Sofortige Beschwerde gegen die Anordnung von Sicherungsmaßnahmen, § 21 Abs. 1 S. 2 

InsO

III. Rechtsstellung des vorläufigen Insolvenzverwalters, § 21 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 InsO
1. Der vorläufige Insolvenzverwalter mit Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis, § 22 Abs. 1 

S. 2 Nr. 1–3 InsO, sog. „starker vorläufiger Verwalter“
2. Der vorläufige Insolvenzverwalter ohne Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis, § 22 Abs. 2 

InsO, sog. „schwacher vorläufiger Verwalter“

IV. Eröffnungsbeschluss
Der Eröffnungsbeschluss ist ein gegen den Schuldner gerichteter Herausgabetitel gemäß § 794 
Abs. 1 Nr. 3 ZPO i.V.m. § 148 Abs. 2 S. 1 InsO mit dem Inhalt, alle zur Insolvenzmasse gehören-
den Gegenstände herauszugeben, sog. Globaltitel. Die Zwangsvollstreckung erfolgt gemäß 
§§ 883, 885 ZPO.
35
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1. Teil
3. Abschnitt: Das materielle Insolvenzrecht

A. Der Insolvenzschuldner
42 Mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens – maßgebend ist der im Eröffnungsbeschluss

angegebene Eröffnungszeitpunkt, § 27 Abs. 2 Nr. 3 InsO – verliert der Insolvenzschuldner
die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis über sein zur Insolvenzmasse gehörendes
Vermögen, § 80 Abs. 1 InsO, dagegen nicht die Geschäfts- und Prozessfähigkeit.171

Nach der h.M.172 kann der Insolvenzverwalter jedoch den Schuldner – im Wege der gewillkürten Pro-
zessstandschaft – ermächtigen, ein zur Insolvenzmasse gehörendes Recht im eigenen Namen geltend
zu machen.

Diese Vorschrift wird ergänzt durch die §§ 81, 88, 89, 91 InsO. Die §§ 85–87 InsO schlie-
ßen Einwirkungen des Insolvenzschuldners auf die Masse im Wege der Prozessführung
aus173 und § 80 Abs. 2 S. 1 InsO erklärt die gegenüber dem Insolvenzschuldner beste-
henden Verfügungsverbote i.S.d. §§ 135, 136 BGB zur Sicherstellung der anteiligen
gleichmäßigen Befriedigung aller Gläubiger für wirkungslos.

In der Insolvenz eines Ehegatten wird das Wahlrecht für eine Getrennt- oder Zusammenveranlagung
zur Einkommensteuer durch den Insolvenzverwalter ausgeübt.174 

Nach § 92 S.1 InsO können Ansprüche der Insolvenzgläubiger auf Ersatz eines Gesamtschadens wäh-
rend der Dauer des Insolvenzverfahrens nur von dem Insolvenzverwalter geltend gemacht werden. Da-
mit soll verhindert werden, dass sich einzelne Insolvenzgläubiger durch gesonderten Zugriff Vorteile
verschaffen und dadurch den Grundsatz der gleichmäßigen Befriedigung der Insolvenzgläubiger ver-
letzen. Darüber hinaus soll die Bündelung der Ansprüche in der Person des Insolvenzverwalters deren
Durchsetzung erleichtern.175

Dagegen kann der Insolvenzverwalter Ansprüche wegen der Schädigung einzelner Gläubiger nicht ver-
folgen.176

§ 92 InsO erfasst auch Ansprüche der Insolvenzgläubiger gegen Gesellschafter, vgl. noch § 93 InsO, oder
Organe der insolventen Schuldnerin oder gegen Dritte.177

Der Insolvenzschuldner ist nach §§ 97, 98 InsO zur uneingeschränkten Auskunft ver-
pflichtet, weiterhin kann das Insolvenzgericht nach § 99 InsO eine Postsperre anordnen.

I. Rechtshandlungen des Insolvenzschuldners

1. §§ 81, 91 InsO – unwirksamer Rechtserwerb
43 Gemäß § 81 Abs. 1 S. 1 InsO sind Verfügungen des Schuldners nicht nur gegenüber den

Insolvenzgläubigern, sondern gegenüber jedermann und damit absolut unwirksam.178

§ 81 Abs. 1 S. 2 InsO lässt gutgläubigen Erwerb nur im Liegenschaftsrecht nach §§ 892,
893 BGB zu, dagegen wird der gute Glaube an die Verfügungsbefugnis des Insolvenz-

171 BGH ZInsO 2013, 1133; Jauernig § 69 IV 1; Bork Rn. 140.
172 HK-Kayser/Thole § 80 Rn. 41 m.w.N.; zur KO BGH NJW 2002, 1038.
173 BFH ZIP 2003, 1212; zur KO BGH NJW 1979, 162.
174 BGH ZIP 2010, 2515, 2516; 2007, 1917.
175 BGH NZI 2022, 118
176 BGH NZI 2021, 173.
177 BGH NZI 2022, 118.
178 BGH ZIP 2014, 1037; Gehrlein WM 2014, 485 ff.
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schuldners bezüglich beweglicher Sachen – eine unmittelbare Anwendung der §§ 932 ff.
BGB käme ohnehin nicht in Betracht, da der Schuldner Eigentümer geblieben ist – und
Forderungen nicht geschützt.179

§ 91 Abs. 1 InsO erklärt über den Anwendungsbereich des § 81 Abs. 1 S. 1 InsO hinaus
den Rechtserwerb nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens für unwirksam, selbst wenn
dieser nicht auf einer Verfügung des Schuldners beruht. Danach erfasst diese Vorschrift
insbesondere die sog. „mehraktigen Erwerbstatbestände“, d.h. Rechtsgeschäfte, die vor
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens beginnen und nach der Verfahrenseröffnung zur
Vollendung des Erwerbstatbestandes noch Ergänzungen bedürfen.180

§ 91 Abs. 1 InsO ist eine Ergänzung zu § 81 Abs. 1 S. 1 InsO – keine wirksame Verfü-
gung des Schuldners nach Verfahrenseröffnung –, indem er allgemein den Rechtser-
werb an Massegegenständen nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens ausschließt.181

A. Zulässigkeit der Klage

44Hinsichtlich der Zulässigkeit der Klage bestehen keine Bedenken, insbesondere ist der
Insolvenzverwalter prozessführungsbefugt.

§ 80 InsO verleiht dem Insolvenzverwalter ein umfassendes – und dem Insolvenz-
schuldner entzogenes – Verwaltungs- und Verfügungsrecht. Er hat auch die Interessen
des Vermögensträgers (Insolvenzschuldners) wahrzunehmen, wenngleich die Insol-
venzverwaltung dem Zweck der Befriedigung aller Insolvenzgläubiger dient.

179 BGH ZIP 2012, 1565, 1566; Hess/Pape Rn. 177.
180 Gehrlein WM 2014, 485 ff.; Bork Rn. 174.
181 Kayser ZIP 2013, 1349, 1356; Bork Rn. 174.

Fall 5: 

Nachdem am 01.09. über das Vermögen des Insolvenzschuldners S das Insolvenzver-
fahren eröffnet worden ist, einigen sich S und Gläubiger G am 02.09. über die Bestel-
lung einer Buchgrundschuld zugunsten des G. Die Verfahrenseröffnung ist G nicht
bekannt. Auf Antrag des G vom 03.09., unter Vorlage der formgerechten Bewilligung
des S, erfolgt am 08.09. die Eintragung der Grundschuld durch das Grundbuchamt.
Auf Antrag des Insolvenzverwalters vom 09.09. wird am 10.09. der Eröffnungsver-
merk im Grundbuch eingetragen.

Der Insolvenzverwalter begehrt von G Zustimmung zur Berichtigung des Grund-
buchs in Ansehung der Grundschuld.

Eröffnung des
Insolvenz-
verfahrens

01.09. 02.09. 03.09. 08.09. 09.09. 10.09.

Einigung 
S – G über Be-
stellung einer
Buchgrund-

schuld

Antrag auf
Eintragung
der Grund-

schuld

Eintragung der
Grundschuld

Antrag auf
Eintragung

des Eröffnungs-
vermerks

(vgl. § 32 Abs. 2
S. 2 InsO)

Eintragung
des

Eröffnungs -
vermerks
37



Das materielle Insolvenzrecht 3. Abschnitt
Die Insolvenzanfechtungsgründe

Rück-
wirkung

bis

Anfechtungs-
tatbestand

Wirtschaftliche 
Lage des

Schuldners

Kenntnis 
des

Gläubigers

10 Jahre 
vor 

Antrag

§ 133 Abs. 1 
InsO

vorsätzliche 
Gläubiger-

benachteiligung

unerheblich Kenntnis vom 
Benachteiligungs-

vorsatz

§ 135 Abs. 1 Nr. 1
InsO

Besicherung von 
Gesellschafterdarlehen

unerheblich unerheblich

4 Jahre 
vor 

Antrag

§ 133 Abs. 2
InsO

kongruente/
inkongruente/

Deckung/Sicherung/
Befriedigung

unerheblich Kenntnis vom 
Gläubiger-

benachteiligungs-
vorsatz

§ 134 Abs. 1
InsO

unentgeltliche 
Leistung

unerheblich unerheblich

2 Jahre 
vor 

Antrag

§ 133 Abs. 4
InsO

vorsätzliche 
Gläubigerbenach-

teiligung durch 
Verträge mit nahe-

stehenden Personen

unerheblich Kenntnis vom 
Benachteiligungs-

vorsatz (wird widerleg-
lich vermutet)

1 Jahr 
vor Antrag

§ 135 Abs. 1 Nr. 2
InsO

Befriedigung von 
Gesellschafterdarlehen

unerheblich unerheblich

3 Monate 
vor 

Antrag

§ 130 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1, Abs. 2

InsO

kongruente Deckung 
(Sicherung/

Befriedigung)

zahlungsunfähig Kenntnis der 
Zahlungsunfähigkeit 

oder zwingende 
Schlussfolgerung

§ 131 Abs. 1 Nr. 2
InsO

inkongruente 
Deckung

zahlungsunfähig unerheblich

§ 131 Abs. 1 Nr. 3, 
Abs. 2 S. 1

InsO

inkongruente 
Deckung

unerheblich Kenntnis der 
Benachteiligung 
oder zwingende 

Schlussfolgerung

§ 131 Abs. 2 S. 2
InsO

inkongruente 
Deckung gegenüber 

nahestehenden 
Personen

unerheblich Kenntnis der 
Benachteiligung; 
die Kenntnis wird 

vermutet

§ 132 Abs. 1 Nr. 1
InsO

unmittelbare 
Benachteiligung

zahlungsunfähig Kenntnis der 
Zahlungsunfähigkeit

1 Monat 
vor Antrag

§ 131 Abs. 1 Nr. 1
InsO

inkongruente 
Deckung

unerheblich unerheblich

nach
Antrag

§ 130 Abs. 1 S. 1 
Nr. 2, Abs. 2

InsO

kongruente 
Deckung

bestehende 
oder 

drohende 
Zahlungs-

unfähigkeit

Kenntnis der 
Zahlungsunfähig-
keit/des Antrags 
oder zwingende 

Schlussfolgerung

§ 132 Abs. 1 Nr. 2
InsO

unmittelbare 
Benachteiligung

Kenntnis der 
Zahlungsunfähigkeit/

des Antrags
117
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1. Teil
Der allgemeine Prüfungstermin

Die Prüfung der Forderungen im Termin

§§ 176 ff. InsO
Die (angemeldete) Forderung wird

Tabelleneintrag erfolgt durch das Gericht, § 178 Abs. 2 InsO

vom Insolvenzschuldner
bestritten
Sonderfall: vorsätz liche
unerlaubte Handlung

vom Verwalter oder einem
Insolvenzgläubiger bestritten

nicht bestritten

sie gilt als festgestellt,
§ 178 Abs. 1 S. 2 InsO

sie wird nicht  festgestelltsie gilt als festgestellt, 
§ 178 Abs. 1 InsO

Tabelleneintrag:
„festgestellt“
in der Spalte Bemer kun gen:
„vom Schuld ner bestritten“

Tabelleneintrag:
„vom Verwalter bestrit-
ten“ oder
„vom Gläubiger X 
bestritten“ 
oder
„in Höhe von … € festge-
stellt“ 
oder „in Höhe von … €
bestritten“ o.Ä.

Tabelleneintrag: 
„fest gestellt“

Keine Zwangsvoll -
streckung aus Tabel len -
eintrag nach Aufhebung
des Verfahrens (arg. e
§ 201 Abs. 2 InsO)
Feststellungsprozess
außerhalb des Verfahrens
(§ 184 InsO) evtl. durch
Aufnahme des unterbro-
chenen Prozesses

Feststellungspro zess
außerhalb des Verfahrens
(§ 180 InsO) evtl. durch
Auf nahme des unter -
brochenen Prozesses

Eintrag wirkt ggü. allen
Insolvenz gläubigern und
dem Verwalter wie
rechtskräftiges Ur teil,
§ 178 Abs. 3 InsO
Auszug aus der Tabelle ist
Voll streckungs titel gegen
den Schuld ner nach
Beendi gung des Verfah rens
(§ 201 Abs. 2 InsO), außer
bei Restschuld befreiung
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